
GVO: § 9 Reisekostenzuschuss

§ 9  Reisekostenzuschuss 
 
(1) 1Dem Gerichtsvollzieher kann auf Antrag aus der Landeskasse ein Reisekostenzuschuss gewährt 
werden, wenn die im Laufe eines Quartals vereinnahmten Wegegelder und Reisekosten die tatsächlichen 
Aufwendungen für sämtliche notwendigen Dienstreisen und Wege im Sinne der Nummern 711 und 712 KV-
GvKostG nicht decken. 2Über die Gewährung des Reisekostenzuschusses entscheidet die Dienstbehörde; 
um ein einheitliches Verfahren sicherzustellen, bedarf die Gewährung der Zustimmung des Präsidenten des 
Landgerichts (Amtsgerichts). 3Die Festsetzung richtet sich nach § 56.

(2) 1Die Gewährung eines Reisekostenzuschusses setzt voraus, dass der Gerichtsvollzieher ein 
Reisetagebuch führt. 2Anhand des Reisetagebuchs und der Dienstregister ist zu prüfen, ob der 
Gerichtsvollzieher die für die Gewährung des Zuschusses maßgebenden Grundsätze beachtet hat, 
insbesondere ob er die einzelnen Reisen und Wege nach den zu erledigenden Dienstgeschäften 
zweckmäßig eingerichtet, ob er die Zahl der Reisen und Wege möglichst eingeschränkt und darauf geachtet 
hat, Reisen zur Erledigung von Aufträgen nach dem Justizbeitreibungsgesetz mit Reisen in anderen 
Angelegenheiten zu verbinden oder ob der Ansatz einer Pauschentschädigung für die Verwendung des 
eigenen Kraftwagens gerechtfertigt war.

(3) 1Die Höhe des Reisekostenzuschusses richtet sich nach dem Quartalsergebnis des Reisetagebuchs. 
2Ergibt ein Vergleich der Summe der im Quartal vereinnahmten Wegegelder und Reisekosten, 
einschließlich der aus der Landeskasse in Prozess- oder Verfahrenskostenhilfeangelegenheiten und bei 
Aufträgen des Gerichts zu gewährenden Entschädigung (Spalte 8 und 12 des Kassenbuchs II) mit dem 
Quartalsergebnis des Reisetagebuchs (Spalte 6e) einen Minderbetrag, so ist dieser als Zuschuss aus der 
Landeskasse zu gewähren.

(4) 1Die Dienstbehörde ist ermächtigt, dem Gerichtsvollzieher einen angemessenen Abschlag auf einen 
Reisekostenzuschuss zu gewähren, der im Laufe des Vierteljahres voraussichtlich erforderlich wird. 2Für die 
Bemessung des Vorschusses sind die Durchschnittsbeträge der vorangegangenen beiden Quartale 
zugrunde zu legen, sofern nicht im Einzelfall durch nachgewiesene und notwendige Aufwendungen ein 
höherer Betrag gerechtfertigt ist.


